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Rechtsprechung

Was versteht man unter dem sog. 
„Chaosgedanken“?

Unter dem „Chaosgedanken“ versteht 
man die Hinnahme eines Verfassungs-
verstoßes für eine Übergangszeit. So 
kann das BVerfG beispielsweise nur die 
Verfassungswidrigkeit einer Norm feststel-
len, statt sie für nichtig zu erklären. Dies 
erfolgt, wenn die sofortige Nichtigkeits-
erklärung nachteiligere Wirkungen er-
zeugen würde als die Aufrechterhaltung 
einer verfassungswidrigen Rechtslage für 
einen Übergangszeitraum.
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1. Teil

1. Teil: Vorbemerkung – Grundbegriffe – Verfassungsgeschichte

1. Abschnitt: Gegenstand und Einordnung des Verfassungsrechts

Das vorliegende Skript behandelt das Staatsorganisationsrecht und damit einen Teil
des Verfassungsrechts. Die Begriffe Verfassungsrecht und Staatsrecht werden häufig sy-
nonym verwendet, obwohl sie nicht deckungsgleich sind.

A. Das Staatsrecht

2Das Staatsrecht ist ein Teilbereich des Öffentlichen Rechts. Es befasst sich mit den
Rechtssätzen, die konstitutiv für die allgemeine staatliche Grundordnung sind (Aufbau
und Organisation des Staates, grundlegende Bestimmungen über das Verhältnis des
Bürgers zum Staat). 

n Das allgemeine Staatsrecht behandelt dabei abstrakt die Rechtsbeziehungen der
Staaten, d.h. Begriff, Entstehen und Untergang eines Staates, sein Handeln und die
grundsätzlichen Beziehungen zwischen dem Staat und den seiner Macht unterwor-
fenen Personen. 

n Das besondere Staatsrecht betrachtet demgegenüber die sich auf einen bestimm-
ten Staat beziehenden Rechtsnormen und ist daher praktisch mit dem Verfassungs-
recht identisch.1

B. Das Verfassungsrecht der Bundesrepublik Deutschland

3Das Verfassungsrecht der Bundesrepublik Deutschland ist weitgehend, aber nicht
ausschließlich, im Grundgesetz (GG) geregelt. Es umfasst das Staatsorganisationsrecht
und die Grundrechte.

STAATSRECHT
die für die staatliche Grundordnung konstitutiven Rechtssätze

Allgemeines Staatsrecht
Rechtsbeziehungen der Staaten 

allgemein

Besonderes Staatsrecht
die einen bestimmten Staat betreffenden 

grundlegenden Rechtsnormen

= VERFASSUNGSRECHT

Grundrechte Staatsorgani-
sationsrecht

1

1 Zu weiteren, teilweise abweichenden Definitionen und Abgrenzungsversuchen vgl. Ipsen Staatsrecht I, Rn. 17 ff.; Mau-
rer Staatsrecht I, § 1 Rn. 29 ff.; Morlok/Michael Staatsorganisationsrecht, Rn. 1 ff.
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1. Teil

4 Die Vorschriften des Grundgesetzes bilden das sog. formelle Verfassungsrecht, d.h.
die Regelungen, die in einer Verfassungsurkunde enthalten sind.

Die meisten Staaten haben eine geschriebene Verfassungsurkunde (wichtigste Ausnahme ist Großbri-
tannien, wo sich verschiedene Verfassungsgesetze finden, z.B. die Magna Charta Libertatum, die Ha-
beas-Corpus-Akte und die Bill of Rights).

5 Unter dem materiellen Verfassungsrecht versteht man demgegenüber alle für die
staatliche Ordnung grundlegenden Regelungen. Es umfasst sämtliche dem (besonde-
ren) Staatsrecht zugehörigen Rechtssätze, gleich auf welche Weise und an welcher Stel-
le diese kodifiziert sind.2

Allerdings gibt es im GG auch Vorschriften, die nur formelles, nicht aber materielles Verfassungsrecht
darstellen, da sie für die staatliche Grundordnung irrelevant sind, z.B. Art. 27 GG: „Alle deutschen Kauf-
fahrteischiffe bilden eine einheitliche Handelsflotte“ und Art. 48 Abs. 3 S. 2 GG: Die Abgeordneten „ha-
ben das Recht der freien Benutzung aller staatlichen Verkehrsmittel.“

Zum materiellen Verfassungsrecht der Bundesrepublik zählen deshalb – neben den
grundgesetzlichen Vorschriften –

6 n die grundlegenden Vorschriften des Einigungsvertrages (EV) zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der ehemaligen DDR:3

Der EV regelt den Beitritt der DDR zur Bundesrepublik Deutschland und dessen Rechtsfolgen. Ins-
besondere setzt er das GG im Beitrittsgebiet in Kraft und trifft die Regelungen zur Überleitung der
Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland im Zuge der Herstellung der staatlichen Einheit.
Die DDR hört mit dem Wirksamwerden des Beitritts auf zu bestehen, die Hoheitsgewalt der Bundes-
republik Deutschland wird auf das Beitrittsgebiet erstreckt. Insoweit ist der EV dem Verfassungs-
recht zuzuordnen.

7 n einfache Gesetze, soweit sie die staatliche Grundordnung betreffen,

z.B. Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG), PUAG, Bundeswahlgesetz (BWG), Bundesverfassungsge-
richtsgesetz (BVerfGG);

8 n Geschäftsordnungen der Verfassungsorgane,

z.B. GO Bundestag, GO Bundesrat, GO Bundesregierung.

2 vMünch/Mager Staatsrecht I, Rn. 7.
3 BVerfG DVBl. 1996, 1365.
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2. Vorbehalt des Gesetzes (kein Handeln ohne Gesetz)

a) Überblick

164

Anwendbarkeit

Vorbehalt des Gesetzes

Grundrechtsrelevante Maßnahmen sonstige wesentliche Maßnahmen, z.B.

Rechtsfolgen

Parlamentsvorbehalt

= nur förmliches Gesetz ausreichend

Belastungen durch

grds. ausr. (hinreichend bestimmte) Befugnisnorm/Ermächtigungsgrundlage im Gesetz

n Warnerklärungen (str.); (gewohnheitsrechtl.) Hausrecht des Behördenleiters, sofern nicht aus-
drücklich geregelt

n Übergangszeit, drohendes Rechtsvakuum (Strafgefangene = BVerfGE 33, 1; 
Volkszählung = BVerfGE 65, 1)

Begünstigungen
grds. (–)

n Art. 87 a Abs. 1 Fall 2 GG = Bundeswehrein-
satz im Ausland

n Art. 87 Abs. 3 S. 1 GG; §§ 18–22 LOG NW (HR
Nr. 70): Errichtung und Aufhebung von jur.
Personen des ÖR; sog. institutioneller Ge-
setzesvorbehalt (Geltung str. bei Zusam-
menlegung von Ministerien)

n § 31 SGB I = Totalvorbehalt im Sozialleis -
tungsrecht

n VA
n Realakt, z.B. 

n ör Warnungen
n Lauschangriff

nur Parlamentsgesetz!
Parlaments-

gesetz!
SatzungRVO

n § 26 Abs. 2
Nr. 9 ProdSG 

-> Art. 12 GG

n § 1 Abs. 3
BauGB 

-> Art. 14 
Abs. 1 GG 
(B-Plan)

n § 6 StVG 
-> Art. 2 Abs. 1

GG
(StVO, 
StVZO)

n Art. 104 Abs. 1 GG  
-> Art. 2 Abs. 2 GG (§ 39 BPolG)

n Art. 14 Abs. 3 S. 2 GG
(§§ 85 ff. BauGB)

Ausnahmen (wegen
Drittbelastung)
n Pressesubventionen
n Förderung eines Ver-

eins zur Warnung von
Jugendsekten

(schlichter/einfacher) Gesetzesvorbehalt

= jedes materielle Gesetz ausreichend

Ausnahmen
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b) Ableitung

165Dieser Grundsatz wird abgeleitet aus dem Rechtsstaatsprinzip, aus dem Demokratie-
prinzip sowie aus dem möglicherweise betroffenen Grundrecht.219

Bei jedem Grundrecht ist der Eingriff in den Schutzbereich bereits dann rechtswidrig,
wenn ein (wirksames) Gesetz als Eingriffsermächtigung bzw. Konkretisierung der jewei-
ligen Grundrechtsschranke fehlt.220 

c) Anwendbarkeit

166Der Vorbehalt des Gesetzes gilt nach der sog. Wesentlichkeitstheorie für alle Angele-
genheiten, die für die Verwirklichung der Grundrechte von Bedeutung sind (grund-
rechtsrelevante, insbes. belastende Maßnahmen) sowie für Angelegenheiten, die erheb-
liche Auswirkungen für die Allgemeinheit haben oder kontroverse Fragen betreffen.221

167n Grundrechtsrelevante Maßnahmen sind insbesondere 

n alle Eingriffe in den Schutzbereich eines Grundrechts durch Realakte oder Rechts-
akte (VA, Urteil),222

n Besoldung und Versorgung von Beamten (wegen Art. 33 Abs. 5 GG),223

n Regelung grundrechtlicher Gemengelagen, insbesondere im Schulrecht,224

n Beeinträchtigung von grundrechtsbezogenen Einrichtungsgarantien bzw. von Be-
reichen, die grundsätzlich staatsfrei bleiben sollen.225

168n Sonstige wesentliche Maßnahmen (die weder belastend noch grundrechtsrele-
vant sind):

n Übertragung von Hoheitsrechten, z.B. gemäß Art. 23 Abs. 1 S. 1 GG oder gemäß
Art. 24 Abs. 1 GG,

n Abschluss von Staatsverträgen i.S.v. Art. 59 Abs. 2 S. 1 Fall 1 GG,

n bewaffneter Einsatz der Bundeswehr im Ausland gemäß Art. 87 a Abs. 1 i.V.m. 24
Abs. 2 GG (sog. wehrverfassungsrechtlicher Parlamentsvorbehalt)226

n Einrichtung neuer Bundesbehörden bzw. neuer Anstalten und Körperschaften des
öffentlichen Rechts auf der Ebene von Bund, Ländern und Gemeinden (z.B. gemäß
Art. 87 Abs. 3 S. 1 GG; §§ 18, 21 LandesorganisationsG NRW; § 114 a GemeindeO
NRW); sog. institutioneller Gesetzesvorbehalt,

219 Zu den teilweise str. Einzelheiten vgl. Morlok/Michael Staatsorganisationsrecht, Rn. 212; Voßkuhle JuS 2007, 118; Mau-
rer Staatsrecht I, § 8 Rn. 20; Detterbeck Jura 2002, 235 f.; BVerfGE 49, 89, 126; 78, 179, 197.

220 Degenhart Staatsorganisationsrecht, Rn. 289.
221 BVerfGE 49, 89, 126 ; 77, 170, 230; 78, 179, 197; Maurer Staatsrecht I, § 8 Rn. 21, 22; Detterbeck Jura 2002, 235, 236 f.; krit.

Gusy JA 2002, 610, 614 f.
222 Degenhart Staatsorganisationsrecht, Rn. 290 ff.; BVerfG NJW 2006, 2093 (Jugendstrafvollzug); NJW 2013, 2337 (Zwangs-

behandlung).
223 BVerwG NWVBl. 2005, 21: Gesetzesvorbehalt aus Art. 33 Abs. 5 GG.
224 BVerfGE 47, 46; BVerfGE 89, 218; ähnlich OVG NRW NJW 1998, 1243 und Menzel NJW 1998, 1177 sowie Degenhart Staats-

organisationsrecht, Rn. 304 ff.; a.A. etwa OVG Niedersachsen NJW 1997, 3456 und OVG Sachsen SächsVBl. 1997, 298.
225 Vgl. OVG Berlin DVBl. 1975, 905; BVerwG DVBl. 1992, 1038.
226 Vgl. Degenhart Staatsorganisationsrecht, Rn. 32 ff.; BVerfGE 90, 286; Axer ZRP 2007, 82; Voß ZRP 2007, 78.
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169 n sonstige grundlegende organisatorische Entscheidungen der Exekutive, sofern die
Rechtsstellung des Bürgers betroffen wird oder bei Änderung von Verwaltungsein-
richtungen mit hoheitlichen Entscheidungsbefugnissen.

Beispiel: Nach umstr. Auffassung des VerfGH NRW ist die Zusammenlegung des Innen- und
des Justizministeriums deshalb wesentlich, weil diese Frage kontrovers diskutiert worden ist
und weil dadurch der Grundsatz der Gewaltenteilung, die Unabhängigkeit der Gerichte und die
Rechtsschutzgarantie berührt seien.227

Diese Entscheidung wird von der Lit. überwiegend abgelehnt, weil sie Organisationsgewalt der
Regierung bzw. den Verwaltungsvorbehalt zugunsten der Exekutive unzulässig einschränke und
der Grundsatz der Gewaltenteilung, die Unabhängigkeit der Gerichte und die Rechtsschutzga-
rantie nicht angetastet seien.228

d) Rechtsfolgen bei Anwendbarkeit des Prinzips vom Vorbehalt des 
Gesetzes

170 Die Maßnahme der Exekutive bedarf grundsätzlich einer hinreichend bestimmten229

Befugnisnorm oder Ermächtigungsgrundlage in einem materiellen Gesetz (grund-
sätzlich nicht ausreichend sind Zuständigkeitsnormen bzw. Aufgabenzuweisungen).230

171 n Verschärfte Anforderungen ergeben sich bei ganz wesentlichen Eingriffen (sog.
Parlamentsvorbehalt).231

Dies wird insbesondere bejaht bei Eingriffen in besonders hochwertige Grundrechte,
wie z.B. Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG; vgl. insofern den ausdrücklichen Parlamentsvorbehalt in
Art. 104 Abs. 1 S. 1 GG („nur aufgrund eines förmlichen Gesetzes“).

n Verminderte Anforderungen gelten in den folgenden (überwiegend streitig disku-
tierten) Fällen:

172 n Staatliche Informationstätigkeit, insbesondere Äußerungen und Warnerklärun-
gen; hier sollen auch Zuständigkeitsnormen, wie z.B. Art. 65 S. 2 GG i.V.m. grund-
rechtlichen Schutzpflichten und der Gemeinwohlverpflichtung von Ministern ent-
sprechend Art. 64 Abs. 2 i.V.m. Art. 56 GG, ausreichend sein, weil die jeweiligen
Grundrechtsbeeinträchtigungen nicht final unmittelbar erfolgten, sondern fak-
tisch mittelbar (zu Einzelheiten s.u. Bundesregierung Rn. 343 ff., 351 f.);232

173 n informales Verwaltungshandeln;233

174 n Ausübung des Hausrechts in gesetzlich nicht geregelten Fällen kraft Gewohn-
heitsrecht bzw. Organisationsgewalt des Behördenleiters;

227 Vgl. VerfGH NRW NJW 1999, 1243.
228 Vgl. Brinktrine Jura 2000 S. 128; Sachs JuS 1999, 1122; Erbguth NWVBl. 1999, 365; Isensee JZ 1999, 1113; Böckenförde

NJW 1999, 1235.
229 Wehr JuS 1997, 419, 423; Detterbeck a.a.O. S. 238.
230 Zu den – zwischen Lit. und Rspr. – streitigen Einzelheiten vgl. Schoch DVBl. 1991, 667; Lege DVBl. 1999, 569; Gusy NJW

2000, 980 f.
231 Vgl. Morlok/Michael Staatsorganisationsrecht, Rn. 213, 422; Maurer Staatsrecht I, § 8 Rn. 21; Detterbeck a.a.O. S. 237;

Gusy a.a.O. S. 615 f.
232 BVerfGE 105, 252, 273 – Glykol –; 105, 279, 303 ff.; VG Düsseldorf RÜ 2012, 525; Detterbeck a.a.O. S. 240; Ruge ThürVBl.

2003, 49; Degenhart Staatsorganisationsrecht, Rn. 319 ff.
233 Vgl. dazu ausführlich Bethge Jura 2003, 327.
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Ausdrücklich geregelt ist das Hausrecht z.B. des Bundestagspräsidenten in Art. 40 Abs. 2 S. 1 GG,
des Gerichtes in § 176 GVG, des Bürgermeisters in Ratssitzungen in § 50 Abs. 1 GemeindeO NRW,
des Anstaltsleiters von öffentlichen Einrichtungen der Gemeinde in § 8 Abs. 2 GemeindeO NRW.

175n Ausschluss eines Anwaltes durch das Gericht wegen Verstoßes gegen das kommu-
nalrechtliche Vertretungsverbot analog § 67 Abs. 3 S. 1 VwGO, z.B. i.V.m. §§ 43
Abs. 2, 31 Abs. 1 S. 2 GemeindeO NRW;234

176n Leistungsverwaltung, insbesondere Gewährung von Subventionen; 

Hier reicht nach h.M. grundsätzlich aus, dass die Frage des „Ob“ in einem Haus-
haltsgesetz (Gesetz im nur formellen Sinne) oder in der Haushaltssatzung geregelt
ist, während die Frage des „Wie“, also die Modalitäten der Gewährung der Subven-
tion, auch in Verwaltungsvorschriften, z.B. Ermessensrichtlinien, geregelt werden
könnten.235 Etwas anderes soll gelten bei der Subventionierung der Jugendorga-
nisationen der politischen Parteien.236

177n für Übergangszeit bei drohendem Rechtsvakuum, d.h. zur Vermeidung einer
sonst eintretenden Funktionsunfähigkeit staatlicher Einrichtungen, die der verfas-
sungsmäßigen Ordnung noch ferner stünde als der bisherige Zustand (sog. Chaos-
gedanke).

Allerdings dürfen während der Übergangszeit Maßnahmen nur insoweit getroffen
werden, als dies für die Sicherung der Verwaltung unerlässlich ist. Im Hinblick auf
den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist stets zu prüfen, ob sich die Funktionsfä-
higkeit nicht durch schonendere Maßnahmen sicherstellen lässt.237

Beispiele: Erhebung personenbezogener Daten durch die Polizei ohne bereichsspezifische Er-
mächtigungsgrundlage bis zum Erlass entsprechender landesrechtlicher Regelungen.238

Postkontrolle bei Strafgefangenen (Art. 10 GG) bis zum Erlass des Strafvollzugsgesetzes.239

3. Abgrenzung zum Verwaltungsvorbehalt

178Aus Gründen der Gewaltenteilung ist das Prinzip vom Vorbehalt des Gesetzes im Einzel-
fall abzugrenzen vom Verwaltungsvorbehalt bzw. von der Organisationsgewalt von
Bundes- und Landesministern, also dem Bereich, den die Exekutive völlig eigenverant-
wortlich ohne Beteiligung des Parlaments bzw. der Legislative regeln kann.240

Wohl nicht mehr von der Organisationsgewalt der Bundesregierung gedeckt ist die Einrichtung des Na-
tionalen Ethikrates ohne Beteiligung und Information des Bundestags.241

234 Vgl. BVerfG NJW 1988, 694; BayVerfGH NJW 1980, 1870; OVG NRW NJW 1975, 2086; Kopp/Schenke § 67 VwGO Rn. 18;
a.A. Schoch JuS 1989, 531; Ehlers NVwZ 1990, 44, 49.

235 BVerwG DVBl. 1978, 212; Morlok/Michael Staatsorganisationsrecht, Rn. 214; Degenhart Staatsorganisationsrecht,
Rn. 300; Detterbeck a.a.O. S. 238 f.; a.A. Maurer Staatsrecht I, § 8 Rn. 22; Oldiges NJW 1984, 1927, 1929.

236 OVG Berlin-Brandenburg RÜ 2012, 798.
237 Vgl. BVerfG NJW 2006, 2093, 2097 f.; NJW 1992, 1875; BVerwG DVBl. 1996, 570; OVG NRW DVBl. 1993, 1321, 1323; Hess-

VGH NVwZ-RR 1996, 654.
238 BVerfGE 65, 1 f.
239 BVerfGE 33, 1, 13 – Strafgefangenenurteil; seit dieser Entscheidung gilt unstreitig der Vorbehalt des Gesetzes auch im

besonderen Gewaltverhältnis, heute bezeichnet als Sonderstatus – oder verwaltungsrechtliches Sonderrechtsverhältnis.
240 Vgl. dazu i.E. BVerfGE 49, 89, 125; Maurer Staatsrecht I, § 18 Rn. 25 f.; § 14 Rn. 33.
241 M. Schröder NJW 2001, 2144 m.w.N.
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218BUNDESSTAATSPRINZIP

Trennungsprinzip Art. 30 GG:
n grds. Länder zuständig, wenn nicht Zuständigkeit des Bundes bestimmt

Zuständigkeitszuweisungen

n durch Spezialregeln, z.B. Art. 32 Abs. 1, 104 a GG
n nach Funktionen

n Art. 70 ff.: Gesetzgebung
n Art. 83 ff.: Verwaltung
n Art. 92 ff.: Rechtsprechung

1. Einwirkungsmöglichkeiten
n des Bundes auf die Länder

(z.B. Art. 28 Abs. 3, 37, 83 ff., 104 a Abs. 4, 107, 109 GG)
n der Länder auf den Bund, insbes. Art. 50 GG

2. Gebot zum bundesfreundlichen Verhalten (Bundestreue)
n verfassungsrechtliches Gewohnheitsrecht
n Inhalt: Zusammenwirkungspflicht, um bundesstaatliche Ordnung zu erhalten
n Rechtsfolgen:

n keine selbstständigen Rechte und Pflichten
n nur Hilfs-, Mitwirkungs-, Rücksichtnahmepflichten

3. Kooperativer Föderalismus
n Zusammenwirken von Bund und Ländern

n Art. 91 a–e GG
n sonstige Vereinbarungen und (beratende) Gremien

n Vereinbarungen zwischen den Ländern, insbes. Staatsverträge
n keine Preisgabe der Staatlichkeit
n Gemeinschaftseinrichtungen nur, wenn keine dritte Ebene der Staatlichkeit

I. Begriff: ein Gesamtstaat, bei dem die Ausübung der Staatsgewalt auf einen Zentral staat

(Bund) und mehrere Gliedstaaten (Länder) aufgeteilt ist

Selbstständigkeit der Länder
n eigene Staatsqualität (arg. e. Art. 30, 70, 83 GG)
n Ewigkeitsgarantie, Art. 79 Abs. 3 GG

aber gewisse Unterordnung unter den Gesamtstaat
n vgl. Art. 28 Abs. 1 und 3, 31, 37, 84, 85 GG u.a.
n Kompetenz-Kompetenz des Bundes, Art. 79 GG
n kein Austrittsrecht der Länder

II. Konstruktive Aufgliederung nach h.M. zweigliedrig:

nur Bund und Länder als staatliche Ebenen auf identischem Staatsgebiet

n keine selbstständige Bedeutung des Gesamtstaates Bundesrepublik

n „Gesamtheit der Länder“ kein eigenständiges Rechtssubjekt

III. Regelung der Aufgabenverteilung

Unterscheidung Bundesrecht – Landesrecht
Art. 31 GG: Bundesrecht bricht Landesrecht
(i.d.R. ohne Bedeutung, da im Kollisionsfall meist schon Zuständigkeit fehlt)

IV. Rechtsbeziehungen zwischen Bund und Ländern
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7. Abschnitt: Die freiheitliche demokratische Grundordnung und 
verwandte Begriffe

219 A. In zahlreichen Vorschriften verwendet das Grundgesetz den Begriff der freiheitlich
demokratischen Grundordnung.

Art. 18 S. 1, 21 Abs. 2 S. 1 und 91 Abs. 1 GG, ferner in Art. 10 Abs. 2 S. 2, 11 Abs. 2, 73 Nr. 10 b, 87 a Abs. 4
S. 1 GG. Auch der in Art. 9 Abs. 2 GG und Art. 98 Abs. 2 S. 1 GG verwandte Begriff der verfassungsmäßi-
gen Ordnung hat die gleiche Bedeutung; anders aber in Art. 2 Abs. 1 GG, wo die verfassungsmäßige
Ordnung nach der Rspr. des BVerfG die gesamte Rechtsordnung umfasst.

I. Dem Begriff der freiheitlichen demokratischen Grundordnung wird allerhöchster
Rang eingeräumt. Sein Inhalt wurde vom BVerfG aus den wesentlichen Merkmalen der
Demokratie sowie des Rechtsstaates entwickelt: Die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung ist eine Ordnung, die unter Ausschluss jeglicher Gewalt- und Willkürherr-
schaft eine rechtsstaatliche Herrschaftsordnung auf der Grundlage der Selbstbe-
stimmung des Volkes nach dem Willen der jeweiligen Mehrheit und der Freiheit und
Gleichheit darstellt.322

220 II. Zu den grundlegenden Prinzipien dieser Ordnung sind insbesondere zu rechnen:

n die Achtung vor den im GG konkretisierten Menschenrechten, vor allem des Rechts
der Persönlichkeit auf Leben und freie Entfaltung,

n die Volkssouveränität,

n die Gewaltenteilung,

n die Verantwortlichkeit der Regierung,

n die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung,

n die Unabhängigkeit der Gerichte,

n das Mehrparteienprinzip,

n die Chancengleichheit für alle politischen Parteien, mit dem Recht auf verfassungs-
mäßige Bildung und Ausübung einer Opposition,

n das sozialstaatliche Bemühen, schädliche Auswirkungen schrankenloser Freiheit zu
verhindern und soziale Gerechtigkeit zu verwirklichen.

Es liegt nahe, die freiheitliche demokratische Grundordnung den in Art. 79 Abs. 3 GG gewährleisteten
Prinzipien gegenüber zu stellen. Teilweise wird angenommen, dass beide Bereiche sich decken. Nach
h.M. ist der Begriff der freiheitlichen demokratischen Grundordnung aber insofern enger, als er die Re-
publik und das Bundesstaatsprinzip nicht umfasst,323 sich also nur auf den Kernbestand des Demokra-
tie- und Rechtsstaatsprinzips bezieht. – Vgl. auch die Aufzählung in § 4 Abs. 2 BVerfSchG und § 92 Abs. 2
Nr. 1–5 StGB.

322 BVerfGE 2, 1, 12 – SRP-Urteil; BVerfGE 5, 85, 140 – KPD-Urteil; BVerwG DVBl. 1995, 37, 38; HessVGH NVwZ 1999, 904; NJW
2000, 232; Maurer Staatsrecht I, § 23 Rn. 5; Z/W S. 503 ff.; Degenhart Staatsorganisationsrecht, Rn. 85; Morlok/Michael
Staatsorganisationsrecht, Rn. 146; Gröpl Staatsrecht I, Rn. 238 ff.

323 Degenhart Staatsorganisationsrecht, Rn. 222; Gröpl Staatsrecht I, Rn. 240; Ipsen Staatsrecht I, Rn. 187.
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221III. Ein Verstoß gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung liegt noch nicht bei
Ablehnung einzelner Aspekte vor (wegen Art. 5 Abs. 1 S. 1 GG), sondern erst bei aggres-
siver Grundhaltung und Bekämpfung.324

B. Verwandte Begriffe, die wie die freiheitlich demokratische Grundordnung Verfas-
sungsrang haben, sind: 

222n Verfassungsmäßige Ordnung (Art. 9 Abs. 2, 2 Abs. 2 GG); 

n Verfassungstreue (Art. 5 Abs. 3 S. 2 GG);325 

n Gebot der Rechtstreue (ungeschriebene Voraussetzung von Art. 140 GG, 137 Abs. 5
S. 2 WRV);326 

n Gemeinwohl (§ 80 BGB, z.B. i.V.m. § 4 Abs. 1 a StiftungsG NRW); 

n Bestand des Bundes bzw. der BRD (§ 92 Abs. 1 StGB; Art. 10 Abs. 2 S. 2, 11 Abs. 2, 21
Abs. 2 GG); 

n demokratische Grundsätze (Art. 21 Abs. 1 S. 2 GG).327

324 BVerfGE 5, 85; BVerwG RÜ 2010, 795.
325 Zur Bedeutung im Rahmen des Ermessens gemäß § 8 Abs. 1 StAG vgl. VGH BW NVwZ 2001, 1434.
326 BVerfG NJW 2001, 429.
327 Zum Ganzen vgl. auch Maurer Staatsrecht I, § 23.
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3. Teil: Wahlen – Bundestag – Parteien

1. Abschnitt: Die Wahl des Bundestages

A. Wahlsystem

223 I. Beim Wahlsystem gibt es grundsätzlich zwei Möglichkeiten für die Verknüpfung der
abgegebenen Stimmen mit den zu besetzenden Abgeordnetensitzen:

Bei der Mehrheitswahl wird das Wahlgebiet in so viele Wahlkreise eingeteilt, wie Sitze
im Parlament zu vergeben sind. In jedem Wahlkreis wird ein Kandidat gewählt. 

Bei der absoluten Mehrheitswahl siegt, wer mehr als 50% der abgegebenen Stimmen in seinem Wahl-
kreis auf sich vereinigt. Gelingt dies keinem Kandidaten, muss eine Stichwahl erfolgen (so z.B. in Frank-
reich). Bei der relativen Mehrheitswahl (so in Großbritannien) ist gewählt, wer mehr Stimmen als jeder
andere Mitbewerber in seinem Wahlkreis erhält.

224 II. Beim Verhältniswahlrecht werden von den Parteien aufgestellte Listen gewählt.
Jede Partei erhält so viele Sitze, wie es ihrem Prozentanteil an Stimmen entspricht. Hier-
bei sind weitere Unterscheidungen möglich: Systeme mit starrer328 oder mit freier Liste
(d.h. Auswahlmöglichkeit der Wähler), mit unbeweglicher (so beim Bundestag) oder be-
weglicher Mitgliederzahl der zu wählenden Körperschaft.

Die Mehrheitswahl führt zwar regelmäßig zu stabilen Regierungsverhältnissen, benachteiligt aber Min-
derheiten. Beim Verhältniswahlrecht ist der Erfolgswert der abgegebenen Stimmen dagegen weitge-
hend gleich. Aber es droht eine Zersplitterung des Parlaments in zahlreiche kleine politische Gruppen,
die nur schwer eine regierungsfähige Mehrheit bilden können. Der Gesetzgeber kann zwischen beiden
Systemen grundsätzlich frei wählen.329 

225 III. Das Wahlsystem für die Bundestagswahlen ist nicht im GG niedergelegt, sondern
hat nur die Wahlrechtsgrundsätze des Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG einzuhalten. Nach Art. 38
Abs. 3 GG bestimmt das Nähere ein Bundesgesetz. Das Wahlsystem selbst ist daher im
Bundeswahlgesetz (BWG) geregelt und besteht aus einer Verbindung der beiden o.g.
Systeme (personalisierte Verhältniswahl): 

328 Zur Verfassungsmäßigkeit vgl. BVerfG RÜ 2012, 35 (§ 2 Abs. 7 EuWG).
329 BVerfG NJW 1998, 2892, 2893; NJW 1997, 1553; BVerfG RÜ 2012, 587.
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226

1. Der Bundestag hat grundsätzlich 598 Abgeordnete (§ 1 Abs. 1 BWG), wovon eine Hälf-
te (299) durch Mehrheitswahl (Direktmandate) und die andere (Listenmandate) nach
den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt wird (§ 1 Abs. 2 BWG).

2. Jeder Wähler hat zwei Stimmen: eine Erststimme für die Wahl eines Wahlkreisabge-
ordneten, eine Zweitstimme für die Wahl einer Landesliste (§ 4 BWG).330

3. Die Verteilung der Sitze richtet sich nach § 6 BWG:

a) 1. Stufe/1. Verteilung: Verteilung auf die Landeslisten der Parteien – Sitzkontingen-
te nach Bevölkerungszahl

n Zusammenzählung der für jede Landesliste abgegebenen Zweitstimmen; § 6 Abs. 1
S. 1 BWG.

n Die Gesamtzahl der Sitze gemäß § 1 Abs. 1 S. 1 BWG (598) wird den Ländern nach de-
ren Bevölkerungsanteil (§ 3 Abs. 1 BWG) zugeordnet; § 6 Abs. 2 S. 1 Hs. 1 BWG.

n Die so ermittelte Sitzzahl wird auf der Grundlage der zu berücksichtigenden Zweit-
stimmen den Landeslisten zugeordnet; § 6 Abs. 2 S. 1 Hs. 2 BWG.

Gemäß § 6 Abs. 3 S. 1 Hs. 1 BWG bleiben Parteien, die weniger als 5% der gültigen Zweitstimmen auf
sich vereinigen konnten, bei der Sitzverteilung grundsätzlich unberücksichtigt (sog. Sperrklausel), so-

330 Zur Verfassungsmäßigkeit des dadurch möglichen Stimmensplittings BVerfG NJW 1989, 1347; 1997, 1553, 1558.

Das WAHLSYSTEM der Bundesrepublik

Erststimme

n Für einen Wahlkreis -
kandidaten

n Namentliche Wahl von 299
Kandidaten in 299
Wahlkreisen mit ein facher
Mehrheit 

n Relative Mehrheitswahl

Wahlberechtigte

wählen in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl (Art. 38 GG)

Deutscher Bundestag

598 Sitze (und Überhang- bzw. Ausgleichsmandate)

• • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •• • • • • • • • • • •• • • • • • • • • • • • • • •

Zweitstimme

n Für die Landesliste einer
Partei

n Listenwahl und Ermitt lung
von 598 Sitzen abzgl. der
299
Wahlkreisabgeordneten

n Reine Verhältniswahl

Abgeordnete

persona -

lisierte

299

Verhältnis -

wahl

299

Kandidaten

jeder Wähler hat 2 Stimmen

Das WAHLSYSTEM der Bundesrepublik

Erststimme

n Für einen Wahlkreis -
kandidaten

n Namentliche Wahl von 299
Kandidaten in 299
Wahlkreisen mit ein facher
Mehrheit 

n Relative Mehrheitswahl

Wahlberechtigte

wählen in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl (Art. 38 GG)

Deutscher Bundestag

598 Sitze (und Überhang- bzw. Ausgleichsmandate)

• • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •• • • • • • • • • • •• • • • • • • • • • • • • • •

Zweitstimme

n Für die Landesliste einer
Partei

n Listenwahl und Ermitt lung
von 598 Sitzen abzgl. der
299
Wahlkreisabgeordneten

n Reine Verhältniswahl

Abgeordnete

persona -

lisierte

299

Verhältnis -

wahl

299

Kandidaten

jeder Wähler hat 2 Stimmen
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263Weitere Verfassungsorgane sind:

n der Bundesrat (Art. 50 ff. GG),

n der Gemeinsamer Ausschuss als Notparlament (Art. 53 a, 115 e GG),

n der Bundespräsident (Art. 54 ff. GG),

n die Bundesversammlung (Art. 54 GG),

n Bundesregierung und Bundeskanzler (Art. 62 ff. GG) und

n das Bundesverfassungsgericht (Art. 93, 94 GG).

B.  Zuständigkeiten und Aufgaben

264I. Die Zuständigkeit des Bundestages ist an keiner Stelle im GG grundsätzlich geregelt.
Sie wird überwiegend dahin umschrieben, dass der Bundestag als das oberste, das
Volk repräsentierende Verfassungsorgan über umfassende Zuständigkeiten ver-
fügt, die aber durch die Zuständigkeiten der anderen Staatsorgane einge-
schränkt werden.

Der Bundestag (BT) hat folgende Hauptaufgaben:390

Fall 7: Außenpolitischer Bundestagsbeschluss

Im Staat S ist die alte Regierung gestürzt und durch eine neue, sich als Revolutions-
regierung bezeichnende Regierung R ersetzt worden. Die alte Regierung hat eng mit
den USA zusammengearbeitet; deshalb lehnt die US-Regierung eine Anerkennung
von R als neue Regierung des Staates S ab und verlangt ein entsprechendes Verhal-
ten auch von ihren Verbündeten. Die Bundesregierung hält es zumindest während
der nächsten Zeit für politisch geboten, sich diesem Wunsche nicht zu widersetzen
und verweigert der neuen Regierung R gegenüber die formelle Anerkennung. Die
Mehrheit der Abgeordneten des Bundestages sympathisiert dagegen stark mit der
Regierung R. Deshalb beraten die außenpolitischen Arbeitskreise der Fraktionen
über Schritte, die die Bundesregierung zu einer Änderung ihrer Haltung veranlassen
könnten. Für folgende Möglichkeiten ist anzunehmen, dass sie eine Mehrheit im
Bundestag finden:

1. Der Bundestag appelliert in einer Entschließung an die Bundesregierung, ihre Hal-
tung gegenüber R zu überdenken und möglichst zu ändern.
2. Der Bundestag fasst einen Beschluss, wonach die Bundesregierung verpflichtet
wird, innerhalb einer Frist von drei Monaten die Regierung R als rechtmäßige Regie-
rung des Staates S anzuerkennen.

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, beide Beschlüsse würden die von ihr für
richtig gehaltene Außenpolitik schwerwiegend stören. Zudem sei der Bundestag gar
nicht zuständig. Ist der Bundestag für die beiden Maßnahmen zuständig?

390 Vgl. auch (mit teilweise anderen Bezeichnungen) Morlok/Michael Staatsorganisationsrecht, Rn. 606 ff.; Ipsen Staats-
recht I, Rn. 200 ff.; Maurer Staatsrecht I, § 13 Rn. 119 ff.; Morlok/Hientzsch JuS 2011, 1, 2.
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265 n Wahl bestimmter Staatsorgane (z.B. Art. 63, 94 Abs. 1 S. 2 GG); sog. Wahl- oder
Kreationsfunktion;

266 n Kontrollfunktion gegenüber der Exekutive, z.B. 

n Art. 43 Abs. 1 GG: Zitierrecht; Frage- bzw. Interpellationsrecht (i.V.m. §§ 100–106 GO BT
i.V.m. Anlage 4, 7),391

n Einsatz der Bundeswehr im Ausland,

n Die Verweigerung von Auskünften, insbesondere wegen Geheimhaltungsbedürftigkeit, ist
von der Bundesregierung angemessen ausführlich zu begründen.392

n Art. 13 Abs. 6, 44, 45 b, 59 Abs. 2 S. 1, 144 GG,

267 n Mitwirkung an der europäischen Integration

n Art. 23 Abs. 2, 3 i.V.m. ZusammenarbeitsG und IntegrationsverantwortungsG

268 n Legislativ- und Etatfunktion (vgl. Art. 77, 110 GG);

Zur Bedeutung des Budgetrechts für den Bundestag führt das BVerfG in seinem
Urteil zum Euro-Rettungsschirm aus: „Danach läge eine das Demokratieprinzip
und das Wahlrecht zum Deutschen Bundestag verletzende Übertragung wesent-
licher Bestandteile des Budgetrechts des Bundestags jedenfalls dann vor, wenn
die Festlegung über Art und Höhe der den Bürger treffenden Abgaben im wesent-
lichem Umfang supranationalisiert und damit der Dispositionsbefugnis des Bun-
destags entzogen würde.“393

Die haushaltspolitische Gesamtverantwortung des Bundestags darf bei wichti-
gen Entscheidungen auch nicht auf ein Sondergremium (z.B. 9er-Sondergre-
mium gemäß § 3 Abs. 3 StabilisierungsmechanismusG) übertragen werden.394

n Repräsentationsfunktion; Art. 20 Abs. 2, 38 Abs. 1 S. 2 GG.

Art. 20 Abs. 2 GG: Demokratie als Herrschaft über das Volk durch gewählte Repräsentanten

Art. 38 Abs. 1 S. 2 GG: Repräsentation des Volkes durch die Gesamtheit seiner Abgeordneten395

269 II. Für den praktischen Fall empfiehlt sich folgende Prüfung:

1. Die Zuständigkeit des BT kann sich aus Spezialvorschriften ergeben.

Beispiele: Wahl des Bundeskanzlers (Art. 63, 67, 68 GG); Gesetzesinitiative, Beratung und Be-
schlussfassung bei Bundesgesetzen (Art. 76 ff. GG); das Zitierrecht nach Art. 43 Abs. 1 GG, das En-
queterecht nach Art. 44 GG und das Recht zu Anfragen (Interpellationsrecht) nach §§ 100 ff. GO
BT; das Recht zur Anklage des Bundespräsidenten (Art. 61 GG) sowie Feststellung des Verteidi-
gungsfalles (Art. 115 a GG).

391 Ipsen Staatsrecht I, Rn. 204 ff.; Morlok/Michael Staatsorganisationsrecht, Rn. 218 Fn. 91; Schwarz BayVBl. 2012, 161;
Daiber RuP 2012, 97 (EU-Angelegenheiten). Zum Umfang der Beantwortungspflicht der Regierung bei parlamentari-
schen Anfragen vgl. BVerfG NVwZ 2004, 1105, Anm. Kotzur Jura 2007, 52; Gusy JA 2005, 395; BVerfG NVwZ 2009, 1092
(Überwachung von Abgeordneten durch Nachrichtendienste); Anm. Sachs JuS 2010, 840; NVwZ 2009, 1353; VerfGH NRW
RÜ 2008, 651; BVerfG NVwZ 2009, 1092; VerfGH Bremen DVBl. 2009, 1129 ff.; 1132 f.; Gusy ZRP 2008, 36; HambVerfG
NVwZ-RR 2011, 267 Anm. Schnabel NVwZ 2011, 604.

392 BVerfG NVwZ 2009, 1092.
393 BVerfG RÜ 2011, 650, 654; BVerfG RÜ 2012, 723.
394 BVerfG NVwZ 2012, 495.
395 BVerfG NVwZ 2012, 967 (§ 6 BVerfGG); NVwZ 2012, 495 (Sondergremium EFSF).
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2. Abschnitt

2. Falls eine Spezialvorschrift nicht eingreift, so ist grundsätzlich von einer umfas-
senden Zuständigkeit des Bundestages auszugehen, die jedoch in zweifacher
Hinsicht eingeschränkt wird:

n durch das Bundesstaatsprinzip und

n durch das Gewaltenteilungsprinzip.

a) Der Bundestag kann nur zuständig sein, wenn die Sachfrage in die Kompe-
tenz des Bundes fällt. Um eine Befassung des Bundestages mit einem be-
stimmten Thema zu rechtfertigen, ist es ausreichend, dass ein Sachzusammen-
hang mit einer Bundeszuständigkeit besteht. Beispielsweise darf der Bundes-
tag über alle Fragen diskutieren, die im Bereich der Bundesgesetzgebung oder
der Bundesverwaltung bedeutsam werden.

b) Es darf kein anderes (Bundes-)Organ zuständig sein. In erster Linie wird der
Bundestag durch die Befugnisse der Exekutive (Regierung und Verwaltung)
beschränkt. Hierbei ist aber zu beachten, dass der Bundestag bezüglich der
Exekutive über eine Kontrollfunktion verfügt. 

Kaum Schwierigkeiten bereitet die Abgrenzung der Befugnisse des Bundesta-
ges zur Rspr.: Selbstverständlich darf der Bundestag nicht in gerichtliche Ver-
fahren eingreifen. Im Übrigen ist es aber wegen der jederzeit gegebenen Mög-
lichkeit, Missstände durch Gesetz zu regeln, grundsätzlich zulässig, dass der
Bundestag sich auch mit Fragen befasst, die Gegenstand der Rspr. sind.

270III. Danach gilt für den vorliegenden Fall:

1. Eine spezielle Zuständigkeit des Bundestages greift nicht, insbesondere weist
Art. 32 Abs. 1 GG die auswärtigen Angelegenheiten allgemein dem Bund und
nicht dem Bundestag zu.

2. Im Übrigen verfügt der Bundestag grundsätzlich über eine umfassende Zustän-
digkeit, soweit der Bund zuständig ist und die Aufgabe nicht in den Kompetenz-
bereich eines anderen Organs fällt.

a) Dass der Bund die Verbandskompetenz für die auswärtigen Angelegenhei-
ten hat, ergibt sich aus Art. 32 Abs. 1, 73 Nr. 1 GG.

b) Die Zuständigkeit des Bundestages könnte durch Zuständigkeiten eines (Bun-
des-)Organs der Exekutive beschränkt sein. Die Entscheidung, ob eine diplo-
matische Anerkennung erfolgt, obliegt zunächst der Bundesregierung. Bun-
desregierung und Bundeskanzler haben aber kein außenpolitisches Mono-
pol. Es geht daher darum, die Kompetenzen von Bundestag und Bundesregie-
rung sachgemäß abzugrenzen.

aa) Ohne Weiteres zulässig ist, dass der Bundestag eine derartige Frage erör-
tert. Denn ohne Willensbildung könnte er sein Kontrollrecht gegenüber
der Bundesregierung, soweit diese – wie hier – außenpolitisch tätig wird,
nicht ausüben. Diese Erörterung darf auch durch einen Beschluss abge-
schlossen werden, so wie er unter 1. formuliert ist. Es handelt sich hierbei
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